Staat und Allokation 5

§ 5 Mehrbelastung und Effizienzaspekte der Steuererhebung

1. Definition der Mehrbelastung (exess burden)

Steuern verursachen Verzerrungen im Verhalten der Individuen

Mehrbelastung ( Differentiallast = Wohlfahrtverlust bei verzerrender Besteuerung – Wohlfahrtsverlust bei nicht-verzerrender Besteuerung

Kopf- und Pauschalsteuer ( keine Mehrbelastung, da unabhängig von ökonomischen Orientierungsgrößen kein Anreiz zur Veränderung des ökon. Verhaltens der WS gibt

Cash-flow-Steuer: effizientes Finanzierungsinstrument des Staates (Sofortabschreibung)

Jede Steuerzahlung bedeutet, daß Ressourcen aus dem privaten Sektor abgezogen und dem Staat übertragen werden. Durch diesen Entzugseffekt (Einkommenseffekt) kommt es zu einem Wohlstandverlust der privaten WS.

Darüber hinaus kann jedoch ein weiterer Wohlstandsverlust, eine Mehrbelastung (excess burden), entstehen, wenn die Steuer zu Substitutionen (zwischen einzelnen Gütern, zwischen Freizeit und Arbeit, zwischen Konsum und Sparen) führt. Da solche Substitutionseffekte bei allen Steuern außer der Kopfsteuer auftreten, sind die Mehrbelastungen nicht zu vermeiden.

Wird die Steuer nicht in Form einer Pauschale erhoben, so stört sie die ökon. Entscheidungen und verzerrt eine effiziente Wahl. Diese Verzerrung bedeutet eine Belastung für den Steuerzahler, bringt der Finanzverwaltung jedoch keinen Gewinn ( Mehrbelastung, Effizienzverlust, Effizienskosten
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Abbildung 1
Excess burden führt bei selektiver Verbraussteuer neben dem Einkommens.- zum Substitutionseffekt:

Bei Verwendung einer Kopfsteuer gibt der Konsument BC von Z auf, um GE´´ von X zu erhalten ( Einkommenseffekt

Bei Verwendung einer speziellen Verbrauchssteuer gibt der Konsument nun BF von Z auf, um GE´´´ von X zu kaufen

BC > BG : ohne Mehrbelastung wünscht der Konsument relativ wenig von Z zu halten (0C) 

Mit Mehrbelastung steigt die Nachfrage nach Z, da X teurer geworden ist ( X wird durch Z substituiert ( Substitutionseffekt – man versucht der Besteuerung auszuweichen
Diese Zusatzlast ist um so größer, je stärker die Substitutionseffekte sind.

Mit einer speziellen Verbrauchssteuer kann ein Allokationsoptimum bei vollkommener Konkurrenz nicht erreicht werden, wenn ohne die Maßnahme eine optmale Allokation der Ressourcen vorlag. Allgemeine Steuern scheinen also speziellen Steuern allokativ überlegen zu sein. Bei allgemeinen Steuern wird ein so großer Bereich der wirtschaftlichen Aktivität getroffen, daß hier die Substitution einer nichtbesteuerten durch eine besteuerte Aktivität nur schwer möglich ist. Das gilt insbesondere für die Kopf- o. Pauschalsteuer. Sie muß unabhängig vom Verhalten des Besteuerten geleistet werden.

2. Steuerliche Verzerrungen der Haushaltsentscheidungen

2.1. Entscheidung zwischen Produkten

2 Güter ( private X und Z

gegeben ist Aufteilung der Zeit (Freizeit, Arbeit)

Grenzkosten konstant

Pauschalsteuer
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Abbildung 2
Kopf oder Pauschalsteuer ( Preisgerade verschiebt sich parallel nach links , die relativen Preise werden nicht beeinflußt

Steuer verursacht Einkommensverlust

Jedoch die Gleichheit der Grenzrate der Substitution, der Grenzrate der Transformation und des Preisverhältnisses bleibt in E´´ aufrechterhalten 

( Ressourcen werden effizient alloziiert und es gibt keine Mehrbelastung

Allgemeine Verbrauchssteuer ( die Steuer trifft alle Güter mit dem gleichen Satz (Wertsteuer)

Soll gleiches Aufkommen haben wie die Pauschalsteuer

AA´ : 0A = BB´ : 0B ( Prozentsatz der Steuer

Statt 0A kann nur noch 0A´ verkauft werden, bei durch Steuer gestiegenen Preisen, gleiches gilt für Z

E´´ wird wieder erreicht

( keine Verzerrung, keine allokative Mehrbelastung  ausschließlich Einkommenseffekte

allokativ neutral wie eine Pauschalsteuer
Spezielle Verbrauchsteuer (oder auch selektive-)

Belastet speziell Gut X  auch hier soll gleiches Steueraufkommen erzielt werden 

Preisverhältnis von X zu Z ändert sich

Steigung ändert sich ( BF
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Abbildung 3
Brutto- und Nettopreisverhältnis stimmen nicht mehr überein (GRS nicht gleich der GRT)

( Wohlfahrtseinbuße 

Unternehmen passen sich an Bruttopreise GRT und Haushalte an Nettopreise GRS an

Schnittpunkt von BF und B´Á´ in E´´´ stellt ein gleich hohes Steueraufkommen wie bei Pauschalsteuer sicher

E´´´ liegt auf niedrigerer Indifferenzkurve

Nutzenindex der HH ist kleiner als in E´´ ( Wohlfahrtseinbuße obwohl gleiche Einkommenseinbuße wie bei Pauschalsteuer

E´ ( E´´ ( Einkommensentzugseffekt der Pauschalsteuer (Einkommenseffekt)

E´´ ( E´´´ ( verursacht durch Änderung der Preise  (eine Art Substitutionseffekt bei gleichem Einkommen( E´´´ liegt auf B´A´ und auf BF

Verschiebung von I2 auf I3 gibt die Mehrbelastung wieder

Die zusätzliche Mehrbelastung kommt nur bei der selektiven Steuer vor

Stärke der Mehrbelastung läßt sich kardinal nicht messen

Umfang der Mehrbelastung:
Muß in Einkommenseinheiten ausgedrückt werden, da sich Nutzen nicht kardinal messen läßt

excess burden siehe Brümmerhof (8. Aufl.) S. 430 ff

2.2. Entscheidung zwischen Gütern und Freizeit

Das gleiche Argument trifft für eine Steuer auf Lohneinkünfte zu.
Annahmen:
- Zur Vereinfachung betrachten wir die Entscheidung zwischen den Produkten und zukünftigen und gegenwärtigen Konsum als gegeben an.

Betrachtet wird ein Individuum mit Freizeit 0A, die gegen 0B an Gütern eingetauscht werden kann

Bei Lohnsatz 0A/0B und Präferenzsystem mit dargestellten Indifferenzkurven liegt das Gleichgewicht vor der Besteuerung bei E, die Arbeitsleistung entspricht HA und das Individuum befindet sich auf der Indifferenzkurve i


Güter


B



C



        E




K’’


B’

      K’
      i1



            E’’





       K’’’
  i2




  E’

  i3


L





    E’’’

  i4



0
       H
H’’  H’
       H’’’
         D
        A
  Freizeit

Abbildung 4
a) Nun wird eine proportionale Lohnsteuer mit dem Satz B’B/0B eingeführt:

Die Wahlmöglichkeiten verschieben sich auf AB’ mit dem neuen Gleichgewicht bei E’ und reduzierter Arbeit von HA auf H’A
( das Steueraufkommen ist gleich E’K’ und der Steuerzahler ist von i1 auf i3 abgesunken
b) Diese Wohlfahrtsreduktion wäre geringer gewesen, wenn man die Freizeit in die Besteuerungsgrundlage einbeziehen könnte

In diesem Fall hätten sich die Wahlmöglichkeiten parallel von BA auf CD (rote Linie) verschoben

- bei gleichem Steueraufkommen von E’’K’’=E’K’ läge das neue Gleichgewicht bei E’’
- der Steuerzahler befände sich auf i2, zwar niedriger als i1 aber höher als i3
- die Reduktion der Arbeitsleistung (gegeben durch HH’’) wäre geringer, da der Substitutionseffekt eines gekürzten Lohnsatzes vermieden wird, also nur Einkommenseffekt

( die Steuer entspräche einer Pauschsteuer ohne Effiziensverlust, aber leider ist es schwierig den Wert der Freizeit zu messen, so daß eine derartige Steuer in der Praxis nicht erhoben werden kann

c) progressive Steuer

Annahme nun das gleiche Steueraufkommen werde mit einer progressiven Steuer erzielt

In dem Fall verschieben sich die Wahlmöglichkeiten auf die Kurve AL (Abflachen der Kurve aus der Tatsache, daß bei progressiven Tarif der Grenzsteuersatz mit zunehmendem Einkommen steigt)

- neues Gleichgewicht bei E’’’ bei unverändertem Steueraufkommen E’’’K’’’=E’K’
- die Arbeitszeit verkürzt sich weiterhin um HH’’’

- der Steuerzahler sinkt auf i4 ab, worin sich die zunehmende Mehrbelastung eines erhöhten Substitutionseffektes bei progressiver Besteuerung zeigt

2.3. Entscheidung zwischen Gegenwarts- und Zukunftskonsum

Steuerwirkungen, die aus der Wahl zwischen Konsum und Sparen resultieren

Annahmen:

Cg = Konsum gegenwärtig

Cz = Konsum zukünftig

0B ist damit gegenwärtiger Konsum unter der Annahme, daß alles Einkommen konsumiert wird

0A alles wird gespart für den zukünftigen Konsum

Somit ist 0A gleich (1+i) * 0B, wobei i der Zinsatz
BA stellt damit alle möglichen Kombinationen von gegewärtigem und zukünftigem Konsum dar, die dem Individuum im Rahmen des laufenden Einkommens zur Verfügung stehen.

Das Gleichgewicht liegt vor Steuer bei E’ auf i1
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Abbildung 5
Bei einer allgemeinen Verbrauchsteuer:

gleichermaßen anwendbar auf Cg und Cz mit einem Aufkommen von AA’, so verschiebt sich die Preisgerade wiederum auf B’A’, einer Parallelen zu BA, und das neue Gleichgewicht liegt bei E’’ auf der niedrigeren Indifferenzkurve i2. Da Sowohl Cg als auch Cz im gleichen Ausmaß reduziert werden, bleiben die relativen Preise unverändert, die MRT und die MRS von gegenwärtigem für zukünftigen Konsum gleich, und es entsteht keine Mehrbelastung. Die allgemeine Konsumsteuer ist jetzt neutral und in ihren Mehrbelastungsaspekten einer Pauschalsteuer äquivalent.

Eine Einkommensteuer: 

reduziert jedoch das Verhältnis Cg/Cz, da der Nettozinsatz durch die Steuer reduziert wird (Einkommen aus Zinseinkommen müssen ebenfalls versteuert werden) und durch einen Konsumaufschub weniger zu gewinnen ist. ( Sparer wird diskriminiert, Konsument wird begünstigt

- die Preisgerade verschiebt sich nach BF, und das Gleichgewicht bewegt sich nach E’’’.

- eine Mehrbelastung (gleich dem Wohlfahrtsverlust von i2 nach i3) entsteht wiederum

Unter Effiziensgesichtspunkten ist die Verbrauchsteuer somit einer Einkommensteuer überlegen. Das ist zumindest der Fall bei der Annahme, daß die Entscheidung zwischen Verbrauch und Freizeit unverändert bleibt.

2.4. Multiple Entscheidungen und optimale Verbrauchsteuersätze

Bisher ist die Diskussion auf einen Steuerzahler bezogen, der nur eine Entscheidung zu treffen hatte, zwischen zwei Produkten, konsumieren oder sparen, Freizeit oder Einkommen.

Bevor man sich multiplen Entscheidungen zuwendet, sollten folgende Schlüsse gezogen werden:
1. nimmt man Einkommen und Sparen als gegeben an, so bringt eine allgemeine Verbrauchsteuer keine Mehrbelastung mit sich, und ist einer speziellen Verbrauchsteuer überlegen, die die Entscheidung zwischen Konsumgütern verzerrt. 

2. Nimmt man das Einkommen und die Entscheidung zwischen Konsumgütern als gegeben an, so ist eine Verbrauchsteuer einer Einkommensteuer vorzuziehen, da die letztere durch die Besteuerung von Kapitaleinkünften die Entscheidung zwischen gegenwärtigem und zukünftigem Verbrauch verzerrt.

3. Hält man das Sparen und die Entscheidung zwischen Konsumgütern konstant, so verzerren sowohl eine Einkommensteuer als auch eine Verbrauchsteuer die Entscheidugn zwischen Einkommen (oder Konsum) und Freizeit.
Nur eine Pauschalsteuer oder eine hypothetische Steuer auf das erzielbare Einkommen wäre frei von Effizienzverlusten. ( zwar interessant, jedoch in Bedeutung abgeschwächt durch die restriktive Annahme, nur eine Entscheidungsalternative zu berücksichtigen

Realistischere Annahme:

Daß verschiedene Entscheidungen zur gleichen Zeit getroffen werden müssen

Situation ( Das Entscheidung zwischen (1) den beiden Gütern X und Z und (2) Einkommen (oder Kombination von X und Z) und Freizeit getroffen wird.

Frage: Ist eine Steuer mit gleichen Sätzen auf X und Z immer noch einer Steuer auf nur ein Gut oder einer Kombination mit ungleichen Sätzen vorzuziehen?
Antwort: nein

Die Gefahr einer Verzerrung wird nun dreifach.

Ursprüngliche Steuer: verzerrt nicht zwischen X und Z, aber zwichen Freizeit L und X sowie L und Z zugunsten von L

Nun wird Steuersatz von Z reduziert und von X erhöht: ( führt zu einer Verzerrung von X und Z und erhöht die Verzerrung zwischen X und L, reduziert aber Z und L

Wenn nun X ein Boot für die Freizeit und Z Arbeitskleidung, dann korrigiert dies den Mangel, daß Freizeit nicht besteuert werden kann

Somit bricht eine a priori Begünstigung einer allgemeinen Steuer mit gleichen Sätzen auf X und Z zusammen

Gleiche Argumentation bei Einkommensteuer und Verbrauchsteuer im Hinblick auf Cg und Cz, hier Verbrauchsteuer neutral, aber beide Steuern behandeln auch Cg L und Cz L unterschiedlich
Da die Steuerbemessungsgrundlage bei der Verbrauchsteuer kleiner ist als bei der Einkommensteuer, wird ein höherer Steuersatz benötigt, um dasselbe Steueraufkommen zu erzielen. Damit wird die Begünstigung der Freizeit erhöht und das kann weitere Auswirkungen auf das Ergebnis haben.
2.5. Einkommensteuerprogression und optimaler Tarifverlauf

Feststellung:

Nicht ohne weiteres eindeutige Regeln

Die “optimale Mischung” von Steuern, definiert als System, bei dem die Mehrbelastung minimiert wird, enthält eine komplexe Zusammensetzung von Steuerarten und Steurersätzen; und selbst damit entstünde nur eine zweitbeste Löung verglichen zu einer hypothetischen Steuer, bei der die Freizeit in die Bemessungsgrundlage einbezogen werden könnte.

Mehr bei Brümmerhof (8. Aufl.) S. 490-495
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